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DIE WEIBLICHEN ANGESTELLTEN UND DIE RATIONALISIERUNG

In seiner Bundesausschußsitzung vom 10. März 1931 hat sich der Allgemeine
Deutsche Gewerkschaftsbund mit einem Vorschlag des AfA-Bundes beschäftigt, einen

gewerkschaftlichen Rationalisierungsausschuß einzurichten. Es wäre wichtig, wenn

dieser Ausschuß auch die Auswirkungen der Rationalisierung auf die Frauenarbeit, über

die bis jetzt noch kaum Material vorliegt, untersuchen würde. Die weiblichen Ange¬

stellten haben bei dem Fehlen eines speziellen gesetzlichen Arbeitsschutzes und bei der

zunehmenden Rationalisierung und Technisierung ihrer Berufstätigkeit besonderes Inter¬

esse an solchen Feststellungen: welche gesundheitsschädlichen Folgen machen sich durch

die rationalisierte Arbeitsmethode geltend? Wie weit sind Frauen durch Männer in der

Arbeit verdrängt worden oder umgekehrt? Wie weit sind Frauen durch die Rationali¬

sierung entlassen worden? Ist das Arbeitstempo gesteigert worden? und ähnliches. Die

Klärung dieser Fragen kann erfolgreich zur Erreichung von Schutzmaßnahmen (wie sie

z. rQ. seit langem für die Maschinenschreiberinnen gefordert werden) benutzt werden.

Vielleicht wäre es möglich, daß die Leserinnen der „Rundschau der Frau"

durch Berichte aus ihren eigenen Erfahrungen zu diesem Material bei¬

tragen könnten.

Das Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit, die amtlich unterstützte Forschungs- und

Ueberwachungsstelle aller Rationalisierungsmaßnahmen, hatte bisher nur der Renlabilität

der Rationalisierung für die Unternehmer, nicht aber ihren Auswirkungen auf die Arbeit¬

nehmer, Beachtung geschenkt. Auf Veranlassung der Gewerkschaften hat das RKW sich

jetzt eingehender mit diesen Fragen befaßt und veröffentlicht seine Untersuchungen
soeben unter dem Titel „Der Mensch und die Rationalisierung" (Jena, G. Fischer 1931).
Wir entnehmen der mehr programmatischen als Tatsachen berichtenden Arbeit einige

Beispiele über weibliche Arbeit, aus denen sich gleichzeitig erkennen läßt, welche Ge¬

fahrenquellen für die arbeitende Frau in der Rationalisierung liegen.

Auswirkung von Geräuschen. Im Telefonraum einer Telegrafengesellschaft wurden

durch Aenderungen der akustischen Verhältnisse die Geräusche reduziert. Die Zahl der

Fehler verminderte sich um 42%, die Kosten je eines Gesprächs sanken um 3%. — In

den Schreib- und Rechenmaschinenräumen einer Versicherungsgesellschaft stieg durch

Reduzierung der Geräusche die Menge des Arbeitsprodukts um 12%. (Ueber eine ge¬

sundheitsfördernde Wirkung sagt der Bericht leider nichts).

Untersuchungen der Arbeit an Schreibmaschinen. Das Sozialhygienische Institut in

Frankfurt konstruierte einen Schreibmaschinenstuhl, an dem statt der üblichen Rücken¬

lehne an zwei hochgeführten biegsamen Eisenstäben bewegliche Stützen für die Ellbogen

angebracht sind. Kinematographische und Röntgen-Aufnahmen der Arbeit an diesem

wie an den gewöhnlichen Stühlen ohne Ellbogenstützen ergaben, daß sich bei der

Maschinenschreiberin ohne Stütze automatisch Zerrungen der Muskeln und Bänder und



Zerrungen in den Baucheingeweiden ergeben müssen. (Von einer Forderung, diesen

gestützten Stuhl für alle Maschinenschreiber obligatorisch einzuführen, sagt der Bericht

nichts).

Bei einer Untersuchung über Sehend- und Tastschreiben auf der Maschine in einem

Kursus wurde festgestellt, daß die Sehendschreiber nur zu Anfang schneller schrieben.

Nach 4 monatiger Uebung wurden sie um 30% von den Blindschreibern überflügelt.

(Ueber eine stärker aufreibende Wirkung des Tastschreibens sagt der Bericht nichts).

Kontrollmöglichkeilen der eigenen Arbelt. Weibliche Angestellte, die im Postscheck¬

dienst beschäftigt waren, erkrankten häufig und zeigten nervöse Erscheinungen, weil sie

den ganzen Tag rechnen mußten und erst am Ende kontrollieren konnten, ob sie richtig

gerechnet hatten. Bei einem Fehler mußte solange nachgearbeitet werden, bis er ent¬

deckt war. Als man nach Einführung der Maschinenbuchung schon nach je 2 Stunden

eine Kontrolle einfügte, verschwanden angeblich die krankhaften Erscheinungen.

Arbeit nach Musik. Die arbeitsstündliche Produktionsmenge einer Arbeiterin beim

Packen von Zigarettenkästen betrug 290 Stück. Wurde der Arbeitsrhythmus durch Musik

begleitet, so stieg bei einer Taktfolge von 6,6 Sekunden die Produktionsmenge auf

400 Stück, bei 5,7 Sekunden auf 500 Stück, bei 5 auf 550 und sank bei 3 Sekunden auf

450 Stück. Die Uebersteigerung bei dem rasenden Rhythmus von 3 Sekunden wirkte als

Gegenteil! (Von dem Nervenverbrauch dieser Arbeiterinnen sagt der Bericht nichtsI)

Leistungssteigerung durch Anregungsmittel. Arbeiterinnen einer chemischen Fabrik,

die mit dem Packen von Tabletten beschäftigt waren, erhielten versuchsweise wochen¬

lang ein Natriumphosphat als Anregungsmittel. In 80% der Fälle war die Leistung in

der 8. Stunde höher als in der 7. (Wie den Arbeiterinnen das auf die Dauer bekommt,

sagt der Bericht nicht.)

TUchtigkeitszcnsur im Warenhans. Die durchschnittliche Tüchtigkeitszensur der Ab¬

teilungschefs des Warenhauses Macy in New York betrug für die 25- bis 34 jährigen: bei

Männern 1,76, bei Frauen 1,42. (Ueber die Grundsätze der Prüfungszensoren sagt der

Bericht nichts).

Abbau von Arbeitskräften durch die Rationalisierung. In der österreichischen Ge¬

werkschaftszeitung „Arbeit und Wirtschaft" berichtet eine Betriebsrätin (Heft 5 vom

1. 3. 1931) aus einem Lebensmittelbetrieb, daß seit Beginn der Rationalisierung im

Dezember 1927 132 männliche und 124 weibliche Kollegen abgebaut sind, das bedeutet

einen Abbau von 31% des Personals. Kaufmännische Angestellte wurden auch durch

die Lebensmittelpackmaschinen verdrängt.

Die Radioschreibmaschine. Eine Schreibmaschine, die durch Kurzwellen auf be¬

liebige Entfernung betrieben werden kann, ist in Detroit in U. S. A. vorgeführt worden.

Sie soll 1200 Buchstaben in der Minute schreiben können und ist durch ein besonderes

Code-Verfahren vor dem Mitschreiben gesichert.

WIE STEHT DER KAMPF UM DIE DOPPELVERDIENER?

Die Sachlage in der Frage der „Doppelverdiener" (die wir in der letzten Nummer

ausführlicher behandelt haben) spitzt sich immer mehr zu. Allerdings ist es bis jetzt

außer in Sachsen noch nicht zu einer generellen gesetzlichen Regelung gekommen. Zu

der Haltung der in Betracht kommenden Stellen können wir heute wichtiges neues zum

Teil unveröffentlichtes Material vorlegen.

Der Reichstag zu den Anträgen der Parteien. Bei der Beratung des Etats des Reichs¬

arbeitsministeriums am 17. März hat der Reichstag im Plenum nunmehr die Anträge zur

Doppelverdienerfrage beraten. Es lagen 5 Anträge vor: Der Antrag der Wirtschafts-



partei (abgedr. Rdschau. II Nr. 1) wurde abgelehnt; der Antrag der Staats¬

partei, der sich auf die Nebenarbeit der Beamten ohne Erwähnung der Ehefrauen

bezog, wurde angenommen, ebenso der Antrag der SPD. (ebenfalls abgedr. Rund¬

schau II Nr. 1); ein Antrag Westarp-Lambach der Volkskonservativen, der sich

ohne klare Definition des Begriffes gegen Doppelverdiener im allgemeinen richtete,

wurde dem Ausschuß überwiesen; ein Antrag des Zentrums, daß „diejenigen

Personen, die entweder für sich gemeinsam oder gemeinsam mit ihrem Ehegatten zwei

Einkommen beziehen" nur in Ausnahmefällen beschäftigt werden sollen, wurde ab¬

gelehnt. — Neben diesen Reichstagsentscheidungen berät aber die unter dem Vorsitz

des Zentrumspolitikers Brauns stehende „Gutachterkommission zum Studium

der Arbeitslosigkeit" weiter über die Doppelverdienerfrage, und von ihrer Ent¬

scheidung wird die Haltung der Regierung im wesentlichen abhängen.

Der Reichsarbeitsminister an den AfA-Bund. Auf eine Anfrage des AfA-Bundes hat

der Reichsarbeitsminister am 28. Januar folgendes geantwortet: „Ich bin bei meinem

Erlaß vom 22. Dezember 1930 (abgedruckt Rundschau II Nr. 1) nicht davon ausge¬

gangen, daß alle verheirateten Frauen grundsätzlich als Doppelverdiener aus dem

Wirtschaftsprozeß auszuschalten seien und daß die weitere Beschäftigung verheirateter

Frauen als volkswirtschaftlich nicht vertretbar zu betrachten sei. Ich bin vielmehr aus

den gleichen Erwägungen, die Sie in Ihrem Schreiben anstellen, dem Gutachten des Vor¬

standes der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung über Maß¬

nahmen gegen die Doppelverdiener gefolgt, in dem ausgeführt ist, daß sich eine allge¬
mein gültige Begriffsbestimmung des „Doppelverdieners", die alle in Betracht kommen¬

den Lebensverhältnisse erschöpfend erfaßt, nicht finden läßt. Ich halte es, wie sich aus

dem Wortlaut meines Erlasses ergibt, mit Ihnen für erforderlich, von den Ver¬

hältnissen des Einzelfalles auszugehen, bei deren Prüfung die Fest¬

stellung, ob der Doppelverdienst in diesem Falle mit Rücksicht auf die Arbeitsmarktlage
vertreten werden kann, sich meines Erachtens ohne Schwierigkeiten treffen lassen wird."

Die Haltung des AfA-Bundes in der Doppelverdienerfrage. Als einzige freie Ge¬

werkschaft hat der AfA-Bund zu der Frage der Doppelverdiener seine Haltung ent¬

schieden zum Ausdruck gebracht. Das AfA-Bezirkskartell Brandenburg ver¬

anstaltete am 6. März eine Kundgebung in Berlin, die in der gesamten republikanischen
Presse eingehend erörtert wurde. Die Versammlung erklärte sich nach Referaten (von
den Reichslagsabgeordneten Hertz und Clara Bohm-Schuch) und Diskussion durch An¬

nahme einer Resolution einstimmig für Maßnahmen gegen die wirklichen Doppelver¬
diener wie Pensions- und Wartegeldsempfänger, verurteilte jedoch mit aller Deutlichkeit

unter grundsätzlicher Anerkennung der gleichen Rechte von Mann und Frau ein ge¬

setzliches Vorgehen gegen verheiratete Frauen, die nach ihrer Auffassung nur in ver¬

einzelnen Sonderfällen zugunsten Arbeitsloser ihren Platz freimachen und keineswegs

allgemein unter die Bezeichnung „Doppelverdiener" fallen könnten. — Die Haltung des

AfA-Bundes-Vorstands in der Doppelverdienerfrage präzisiert ein Schreiben

vom 24. Februar 1931 an die „Gutachterkommission zum Studium der Arbeitslosigkeit",
dem wir wegen der Klarheit der Stellungnahme zu diesem wichtigen Problem folgendes
entnehmen: „Die freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung bemüht sich seit Jahren,

die Gesetzgebung dahin zu beeinflussen, daß die tatsächlichen Doppelverdiener aus dem

Produktionsprozeß — besonders in Zeiten starker Arbeitslosigkeit — für den Teil ihrer

Tätigkeit, der als Doppelverdienst anzusehen ist, ausgeschaltet werden. Eine ent¬

sprechende Regulierung des Arbeitsmarktes ist unseres Erachtens nur dann zu erreichen,

wenn die Eingliederung dieser Doppelverdiener in die bestehende Vermittlung der

Arbeitsämter erfolgt. Für diese Eingliederung hat sich der AfA-Bund bereits im Jahre

1925 und später in einer Eingabe vom 8. 9. 1926 eingesetzt ... Im Januar 1930 hat der

AfA-Bund in einem neuen Entwurf zum Schutz der Angestellten wiederum Vorschläge



für die Einschränkung der Zahl der Doppelverdiener gemacht Sehr wichtig erscheint es

uns ferner, daß der Begriff des Doppelverdieners eindeutig festgestellt wird. Nach unserer

Auffassung sind Doppelverdiener diejenigen Arbeitnehmer, die neben ihrem Einkommen

aus ihrem Hauptberuf oder neben ihrer Pension eine zweite Beschäftigung gegen Ent¬

gelt übernehmen. In erster Linie werden hier die pensionierten und auf Wartegeld ge¬

setzten Beamten und Offiziere aufzuzählen sein. Als Doppelverdiener sind keineswegs

aber die verheirateten Frauen, die noch berufstätig sind, anzusehen. Ganz davon abge¬

sehen, daß man hier der Frau das in der Reichsverfassung anerkannte Recht auf Arbeit

nehmen würde, bestehen eine Fülle von sachlich ernsten Bedenken. Eine allgemeine

Ausschaltung der verheirateten Frau würde zu großen sozialen Härten führen, wobei

wir von der mithelfenden Familienangehörigen hier ganz absehen wollen. Bei dem Gros

der berufstätigen Frauen besteht ein Zwang zum Mitverdienen . . . Würde man sich nun

in eine Prüfung des Einzelfalles einlassen, so wäre jeder Willkür Tür und Tor geöffnet.

Derartige Ueberprüfungen würden zu unerfreulichen Schnüffeleien Anlaß geben. Schließ¬

lich aber, und das erhärtet unsere Auffassung besonders, würde man überhaupt nur die

in abhängiger Beschäftigung tätige Frau erfassen können . . . Der Erfolg eines Vor¬

gehens gegen die Beschäftigung der verheirateten Frauen stände in keinem Verhältnis

zu den sozialen Härten, die sich ergeben würden, sowie zu der grundsätzlichen Miß¬

achtung der Verfassung."

Die Reichspost will einen Zwangsabbau der verheirateten Beamtinnen und Ange¬

stellten. Im Reichspostministerium fanden am 23. Februar Besprechungen mit den zu¬

ständigen Organisationen statt um die Frage eines Zwangsabbaus oder — wie der Allg.

Deutsche Beamtenbund vorgeschlagen hatte — eines freiwilligen Ausscheidens der ver¬

heirateten Frauen unter Gewährung einer Abfindungssumme. Eine Einigung wurde

nicht erreicht. Durch eine Korrespondenz wird folgende Erklärung des Ministeriums

verbreitet: „Die RP strebt aHein aus sozialen Gesichtspunkten nach einem Abbau der

verheirateten Beamtinnen, wie er bis zum 31. März 1929 auf Grund des Artikel 14 der

Personalabbauverordnung möglich war. Bis dahin konnte durchschnittlich 1500 ver¬

heirateten Beamtinnen jährlich das Dienstverhältnis gekündigt werden, deren wirt¬

schaftliche Versorgung durch Eheschließung gesichert war. (?!) Eine wiederholt bean¬

tragte Wiedereinführung dieses Artikels, der bekanntlich als verfassungsändernd außer

Kraft gesetzt wurde unter Hinweis auf Artikel 128 der Reichsverfassung, nach dem alle

Ausnahmegesetze gegen weibliche Beamte aufgehoben wurden, mißlang, da sich die er¬

forderliche Zweidrittelmehrheit im Reichstag nicht fand. Die parlamentarischen Ver¬

treter der gleichen Verbände, die den Artikel damals zu Fall brachten, widersetzen sich

auch heute seiner Wiedereinführung. Es handelt sich hierbei besonders um den Bund

deutscher Frauenvereine, die Lehrerinnen-Verbände und den Verband der Kommunal¬

beamtinnen. Bezüglich der weiteren Meldung von Verhandlungen im Reichsinnenmini¬

sterium, die dort auf Grund von Anregungen weiblicher Reichstagsabgeordneter geführt

worden seien, erklärt das Reichsinnenministerium, daß weder solche Verhandlungen

stattgefunden haben, (?!) noch daß das Reichs-Innenministerium, wie gemeldet, eine

Sonderregelung plane, die bis zum Inkrafttreten des neuen Reichsbeamtengesetzes in

Kraft treten soll."

Auch dag Reichsverkebrsministerinm erklärt sich gegen die Doppelverdiener, ohne

allerdings hierbei die verheiratete Frau zu erwähnen. Der Erlaß —' W. II. I. P. 6. 5698

II. Ang. — an die nachgeordneten Reichsbehörden und Ländermittelbehörden ordnet an,

daß im Hinblick auf die in allen Berufen bestehende Arbeitslosigkeit alle auf Grund des

§ 17 Ziffer 1 RAT gestellten Anträge betr. Uebernahme einer mit einer laufenden Ver¬

gütung verbundenen Beschäftigung nach Benehmen mit der Angestelltenvertretung grund¬

sätzlich abzulehnen sei. Soweit Angestellte zur Zeit mit Genehmigung ihrer Beschäfti¬

gungsbehörde eine Nebentätigkeit der im angeführten Paragraphen erwähnten Art aus-



üben oder einen Erwerb durch Ehegatten betreiben lassen, ist die Er¬

laubnis zu widerrufen. — So sehr das verfügte Verbot der Einstellung von Doppelver¬

dienern und das Untersagen bezahlter Nebenarbeit zu begrüßen ist, so problematisch
erscheint der auf die Ehegatten bezogene Satz.

Der GDA schlägt eine Sonderbesteuerung der erwerbstätigen Ehefrau vor! Zur Ein¬

dämmung des Doppelverdienerunwesens hat der GDA den gesetzgebenden Körperschaften

eine Reihe von Vorschlägen unterbreitet. Diese Vorschläge beziehen sich nicht nur auf

die aktiven doppelverdienenden Beamten, die Pensions- und Wartegeldempfänger, son¬

dern auch auf die Ehefrauen. Obwohl der GDA zugibt, daß in den meisten Fällen die

Ehefrau zum Mitverdienen gezwungen ist oder es schon morgen werden kann, wenn der

Mann seine Stellung verliert, schlägt er vor, daß in den Fällen, wo das Einkommen

des Mannes die Höhe der doppelten Arbeitslosenunterstützung erreicht oder übersteigt,

die arbeitende Ehefrau eine progressiv stark steigende Sonder¬

steuer zugunsten der Arbeitslosenunterstützung zu entrichten hat. (Da die Höhe der

Unterstützung sich nach dem Gehalt richtet, ist also diese Abgrenzung ganz unklar.) Die

erwerbstätige Frau eines Angestellten mit rd. 200 RM. Monatsgehalt, der in Kl. 8 bei

2 Kindern eine Unterstützung von 22,50 RM. in der Woche erhielte, würde also

eine Sondersteuer zahlen müssen, und diese Sonderbelastung soll bei höheren Gehältern

bis „an die äußerste Grenze des Erträglichen gehen". Und dabei soll „natürlich daran

gedacht werden können, die an sich auf Erwerb Angewiesenen nicht schlechthin von der

Zuschlagszahlung zu befreien, sondern nur im Rahmen eines gewissen Mindestver-

diensts"!

Die Nationalsozialisten gegen die erwerbstätigen Frauen, aber für die wirklichen

Doppelverdiener! Als Illustration für die „soziale Haltung" in der Doppelverdienerfrage

entnehmen wir der „Technikerzeitung" (Nr. 9, 1931): „Der Entwurf des Pensions-

kürzungsgesetzes hat in weite Kreise, namentlich in Offizierskreise, berechtigte Sorge

getragen. Die Offiziere werden durch das Gesetz besonders hart getroffen. Der mit

körperlichen Gebrechen behaftete Beamte ist oft noch in der Lage, seinen Dienst zu

tun, also sein volles Diensteinkommen zu beziehen und für spätere Zeiten eine höhere

Pension zu verdienen, während der Offizier in gleichen Fällen aus dem Dienst

scheiden muß. Seine Versorgung ist in solchen Fällen so gering, daß er gezwungen

ist, sich neben den Versorgungsgebührnissen eine Einnahme zu verschaffen, um seine

Familie einigermaßen durchs Leben zu bringen . . . Die Not zwang sie zu einem

neuen Berufe, und viele von ihnen haben für die Ausbildung in der neuen Stellung

ihr letztes Vermögen geopfert oder sich namhafte Summen für die Berufsausbildung

geliehen. Wenn auf sie das Pensionskürzungsgesetz angewandt wird, dann liegt eine

Härte vor, die durch nichts gerechtfertigt ist, ganz abgesehen von dem Bruch der Ver¬

fassung, die das Pensionskürzungsgesetz in sich schließt. Die Reichstagsfraktion der

NSDAP, wird, unbeschadet ihrer Stellung zur Frage des Doppelverdiener das Pensions¬

kürzungsgesetz solange bekämpfen, bis die offenbaren Härten und Ungerechtigkeiten

aus dem Gesetz verschwunden und die Sonderrechte der Parteibuchbeamten, denen

Rechtsanwaltstätigkeit, Stellung als Parteisekretär usw. für den Staatsdienst als pensions-

fähige Dienstzeit angerechnet wird, beseitigt sind. Schulze-Langendorf, M. d. R."

Hier wird also nichts mehr und nichts weniger verlangt als die Nichtanwen¬

dung des P ensi o nskü r zu n g s ges e t z e s auf die Offizierspensionen.

Handelt es sich bei der neuen Beschäftigung des pensionierten Beamten oder Offiziers

um eine neue Stellung im öffentlichen Dienst, so wird im Gesetzentwurf die

aus der alten Stellung bezogene Pension nur insoweit gekürzt, als Pension und neues

Diensteinkommen zusammen als frühere Diensteinkommen, aus dem die Pension berech¬

net wurde, überschreiten. Uebernimmt aber der pensionierte Offizier oder Beamte eine

Beschäftigung in der privaten Wirtschaft, so soll seine Pension erst dann gekürzt werden,



wenn dieses private Arbeitseinkommen die Höhe von 6000 RM. jährlich überschreitet

Diese Kürzung tritt aber auch erst dann ein, wenn Pensionsbetrag und privates Arbeits¬

einkommen zusammen den Betrag von 9000 RM. im Jahre übersteigen. Zu den

Beträgen von 6000 RM. und 9000 RM. treten für jedes Kind, für das den

Pensionsempfängern ein Kinderzuschlag gewährt wird, ein Betrag von 600 RM.

Nach dem Willen der NSDAP, sollen also, während draußen ein 5-Millionenheer

von stellenlosen Angestellten und Arbeitern darbt und hungert, die Großpensionäre
weiter im ungeschmälerten Genuß ihrer von diesem gleichen Staat bezogenen Pensionen

bleiben, auch wenn sie 6000 RM. im Jahre (!) — und je nach der Höhe der Pension

noch darüber — privaten Nebenarbeitsverdienst beziehen!

URTEILE UND ENTSCHEIDUNGEN

Kann eine Ehefrau zum Unterhalt ihres erwerbslosen Ehegatten gezwungen werden?

Der Einspruch eines verheirateten Angestellten gegen seine Kündigung war mit dem

Hinweis darauf abgetan worden, „daß seine Ehefrau in der Lage wäre, durch Aus¬

nutzung ihrer Arbeitskraft für ein Einkommen zu sorgen". Das Landesarbeitsgericht

Halle hat am 17. Dezember 1930 — 6 S La 236/30 —8— (abgedruckt in den AfA-Mit-

teilungen für Landesarbeitsrichter Februar 1931) jedoch dem Kündigungseinspruch mit

folgender Begründung stattgegeben: „Ganz abgesehen davon, daß die Erwerbsmöglich¬

keiten für Frauen heute sehr stark eingeengt sind, ist auch der allgemeinen Arbeits¬

lage nicht dadurch gedient, wenn Arbeitsplätze der Männer in noch stärkerem Maße

mit Frauen besetzt werden. Auch soziale und ethische Erwägungen lassen es als un¬

tunlich erscheinen, daß verheiratete Frauen in der Wirtschaft Erwerb suchen und da¬

durch die Erwerbsmöglichkeiten der Männer und der unverheirateten Frauen weiter

beschränken."

Hat eine Angestellte, die geschieden ist, Anspruch auf Verheirateten- und Kinder¬

zulage? Nach den Bestimmungen des Tarifvertrages erhalten auch solche Angestellte,

deren Ehe durch Tod oder Scheidung gelöst ist, die aber einen eigenen Hausstand

führen, die Verheirateten- und gegebenenfalls die Kinderzulage. Einer geschiedenen

weiblichen kaufmännischen Angestellten war jedoch der Zuschlag nicht gezahlt worden,

weil sie eine Verzichtserklärung unterschrieben hatte. Ihre Klage auf Zahlung des Zu¬

schlages hatte zunächst das Landesarbeitsgericht Königsberg mit dem Begründen ab¬

gewiesen, weil sie Anspruch auf Unterhalt gegen ihren Ehemann geltend machen könne

und weil sie mit ihrem Kinde die Mahlzeiten bei ihren Eltern einnimmt. Das Reichs¬

arbeitsgericht hat nun zwar demgegenüber ihren Anspruch im Urteil vom 7. Dezember

1930 — RAG 351/30 (abgedruckt Arbeitsrechtspraxis 1931 Heft 2) — anerkannt, außerdem

aber folgende bedenkliche und wichtige Begründung beigegeben: „Unterschreibt

ein Arbeitnehmer in Kenntnis seiner tariflichen Rechte oder im Bewußtsein,

daß ihm möglicherweise solche zustehen, eine klare Verzichtserklärung, so ist

er. falls nicht ein solcher Sondertatbestand (gemeint ist Ausnutzung eines wirtschaftlichen

Drucks auf den Arbeitnehmer) von ihm nachgewiesen wird, an die Erklärung wie an

jede andere Willenserklärung gebunden." Mit anderen Worten: die sogenannte Aus¬

gleichsquittung ist gültig, die Angestellte kann nachträglich tarifliche Forderungen nicht

mehr geltend machen, wenn sie in üblicher Weise in der Gehaltsquittung erklärt hat,

keine weiteren Ansprüche gegen die Firma zu haben, es sei denn, daß sie nachweisen

kann, daß ihr die Quittung unter Druck abgezwungen worden ist. Um diese letzte

Frage zu entscheiden, hat das Reichsarbeitsgericht die Angelegenheit nochmals zur

Untersuchung an das LAG. zurückverwiesen. Nach dieser erneuten Entscheidung des

RAG. darf niemand mehr leichtsinnigerweise erklären, keine Ansprüche an die Firma

zu haben, wenn er glaubt, noch tarifliche Rechte geltend machen zu können.



Mensch oder Bürokratie? Wie der lebendige Mensch vom Buchstaben-Verfahren

der Bürokratie vernichtet werden kann, zeigt ein tragischer Fall, der zugleich das

schwere Schicksal der alten Angestellten beleuchtet: Eine 50jährige Buchhalterin bean¬

tragte am 16. Januar 1930 beim Oberversicherungsamt Berlin die Gewährung von Ruhe¬

geld. Der behandelnde Kassenarzt bescheinigte lOOprozentige Berufsunfähigkeit. Die

Verhandlungen zogen sich über ein Jahr hin. Während die verschiedenen behandeln¬

den Aerzte immer wieder die Arbeitsunfähigkeit bescheinigten, waren die Vertrauens¬

ärzte des Oberversicherungsamtes gegenteiliger Meinung. Trotzdem die Angestellte im

Oktober nochmals um Beschleunigung bat, weil sie „jetzt wirklich am Ende ihrer Kräfte

und ihrer Mittel sei", entschied das Oberversicherungsamt erst am 10. Januar 1931 —

ablehnend. Wenige Tage darauf nahm sich die Buchhalterin das Leben, da sie keinen

Ausweg mehr sah. An das Oberversicherungsamt, dem sie Aktenzeichen AV 384/30 war,

hinterließ sie ein kurzes Schreiben mit dem erschütternden Inhalt: „Mir ist

ja nicht mehr zu helfen, aber es gibt noch genug Leidensgenossen, denen

diese Warnung vielleicht zugute kommt. Der lebende Mensch sollte mehr gelten als

ein totes Aktenbündel voller Irrtümer. Wir konnten uns ja nicht einmal über die Daten

der Gutachten einigen, und dann wird ohne Prüfung der näheren Umstände geurteilt?
Mehr Verantwortungsgefühl tut not."

Erhalten die Kinder einer verstorbenen Angestellten Waisenrente? Eine Angestellte,
die über 10 Jahre beruflich tätig gewesen war, hatte nach ihrer Verheiratung nicht mehr

gearbeitet, aber ihre Beiträge zur Angestelltenversicherung weiter geleistet und später
auch Ruhegeld mit Kinderzuschuß bezogen. Nach ihrem Tode verweigerte jedoch das

Reichsversicherungsamt (III a AV 435/307, Januar 1931) ihren Kindern die Waisenrente,

weil die Mutter in den letzten Jahren nicht mehr aus ihrem Arbeitsverdienst zum Unter¬

halt der Kinder beigetragen habe. (Abgedruckt Reichsarbeitsblatt 1931 Nr. 6.)

Weiterversicherung erwerbsloser Angestellter. Eine Angestellte, die Pflichtmitglied
einer Betriebskrankenkasse gewesen war, schied wegen Erwerbslosigkeit aus und wurde

während der Dauer der Arbeitslosenunterstützung bei der Ortskrankenkasse versichert.

Nach Aufhören der Arbeitslosenunterstützung wollte sie sich freiwillig wieder in der

Betriebskrankenkasse weiter versichern. Das Reichsversicherungsamt hat jedoch in

einer grundsätzlichen Entscheidung vom 11. Dezember 1930 (II K 201/20 B, abgedr.
Reichsarbeitsblatt 1931 Nr. 6) entschieden, daß die Weiterversicherung nur bei der Orts¬

krankenkasse möglich ist, bei der sie während der Unterstützungsdauer versichert war,

nicht aber bei der Betriebskrankenkasse, bei der sie vorher versichert war.

Einrichterinnen sind Angestellte. Nach einer jüngst ergangenen Entscheidung des Ober¬

versicherungsamtes Berlin (AV. 45/30 BI) haben diejenigen Einrichterinnen als angestellten-

versicherungspflichtig zu gelten, die nach Orderzetteln einrichten, in denen nur Fasson,

Größe, Stoffmenge und Zutaten angegeben sind, über die Farbenwahl der Zutaten maß¬

gebend entscheiden und über die im Einrichteraum tätigen Personen die Aufsicht führen

und für deren Arbeiten verantwortlich sind.

WAS SAGEN DIE ZEITSCHRIFTEN?

Frauenarbeit

A. Hermberg, Frauenerwerbsarbeit. (Die Arbeit, Dezember 1930.) Behandelt klar, geistvoll und aufschluß¬

reich die heutige, zwiespältige Stellung der Frau mit ihren Gründen und Auswegen.

G. Krall, Die Frau aul dem Arbeitsmarkt. CWirlschaflskurve der „Frankfurter Ztg.", Heft IV Dezember

1930.) Eingehende statistische Untersuchung über Entwicklung und Umfang von Frauenarbeit und

Frauenarbcitslosigkeil. Im Zahlenmaterial aber nicht immer zuverlässig.

—n, Die Frauen in den Gewerkschaften (Gewerkschaftsztg. 10 v. 7. 3. 1931). Untersucht an Hand der
Jahrbücher der freien Gewerkschaften Zu- und Abnahme der weiblichen Mitglieder und sucht

Begründungen dafür.



I. Weickert, Fabrikarbeit und Mutterschaft. (Deutsche Werkmeister-Ztg. Nr. 2 v. 20. 1. und Nr. 3 v.

23. 2. 1931.) Auszug aus den Resultaten von Erhebungen, die von der Reichsarbeitsverwaltung

veranlaßt wurden.-

Die Frauenarbeit in der Slatistik. (Arbeit und Wirtschaft v. 1. 1. 1931.) Auszug aus dem „Wirtschafts¬

statistischem Jahrbuch der Wiener Arbeitskammer. Wichtiges Material über österreichische

Verhältnisse.

H. Grunbaum-Sachs, Zur Wohnungsfrage und Lebenspraxis der alleinstehenden Berufsfrau. (Die schaffende

Frau Nov. /Dez. 1930.)

Sozialversicherung.

M. Hellersberg, Altersversorgung der berufstätigen Frau (Materialblätter für Wirtschafts- und Sozialpolitik

Dezember 1930).

H. Strassert, Statistisches über die Frauen in der Sozialversicherung. (Die Frau, Dezember 1930.) Ganz

übersichtliche Zusammenstellung verstreuten Materials, besonders für die Krankenversicherung.
Geht nur bis 1928.

„Doppelverdiener":

W. Bösche, Arbeitsbeschaffung durch Eindämmung des Doppelverdienerunwesens. (Malerialblätter für

Wirtschafts- und Sozialpolitik, Februar 1931.) Erläuterungen zu den Vorschlägen des GDA., dar¬

unter der Vorschlag, die nichterwerbsbedürflige erwerbstätige Ehefrau besonders zu besteuern.

M. E. Luders, Der Druck der Frauen auf den Arbeitsmarkt. (Soziale Praxis 10, 5. 3. 1931.) Beschäftigt

sich besonders mit der Frage der verheirateten Beamtinnen und warnt vor Verfassungsbruch

durch gefühlsmäßige Momente der öffentlichen Meinung.

M. E. Luders, Die Beamtin als Doppelverdiener (Die Frau, Februar 1931). Deckt sich im Wesentlichen

mit dem vorigen Aufsatz.

E. Höber, Abbau der Doppelverdiener? (Die Frau, Februar 1931.) Weist an Hand der Zahlen nach, daß

die Heize gegen die verheiratete Erwerbstätige keinen praktischen Zweck hat, sondern nur

der Frauenarbeit überhaupt gilt.

Georg Bernhard, Kampf gegen die Doppelverdiener. (Magazin der Wirtschaft 10, 6. 3. 1931.) Schlägt
u. a. vor, daß die erwerbstätige Ehefrau die Bürgersleuer voll und nicht wie die nichterwerbs¬

tätigen Ehefrauen nur halb bezahlen soll, um der Arbeitslosenversicherung mehr Mittel zu schaffen.

Herrnstadt, Der Kampf um die Doppelverdiener. (Soziale Praxis 9, 2. 1931.5
Rager, Zum Problem der Doppelverdiener. (Der Industrieangestellte, Dezember 1930.)

Verschiedenes.

H. Lulft, Kulturvitalität im Angestelltenproblem. (Deutsche Arbeit, Februar 1931.) Sehr interessante

Untersuchung über die Frage, ob die Angestellten durch ihre geringe Kinderzahl eine „in sich dauernd

absterbende Bevölkerüngsschicht" seien mit allen Folgerungen. Das Material bildet die GDA.-

Statisük.

E. Laders, Die Erhaltung der Familie in der Gegenwart. (Reichsarbeitsblatt 7, 5. 3. 1931.) An Hand

von Besprechungen neuerschienener Bücher wird die — trotz aller Auflösungslendcnzen noch

immer in starkem Maße vorhandene — Bedeutung der Familie, besonders als Konsumgemein¬
schaft der proletarischen Schichten, aufgezeigt.

J. Kretzen, Die Frau in Rußland. (Kulturwille, Januar 1931.) Besprechung neuer Sowjet-Romane um

Frauenfragen, zugleich Streiflichter auf die Wandlung in der Stellung der neuen russischen Frau.

BUCHERSCHAU.

G. Baumer, Die Frau im neuen Lebensraum. Berlin, Herbig. Eine Sammlung von Aufsätzen der be¬

kannten demokratischen Frauenrechtlerin, ein Querschnitt durch die Probleme der bürgerlichen
Frau des letzten Jahrzehnts.

S. Lazarsield, Wie die Frau den Mann erlebt. Berlin-Wien, Schneider. Sexualprobleme der Frau, auf

Grund des Materials einer Eheberatungsstelle.

Frauenbildung und Kultur. Die Referate der Tagung der Entschiedenen Schulreformer (Berlin, Oktober

1930.) Jena, K. Zwing.

K. Kern, Frauen, entscheidet euch! Berlin, Dietz. Frauen-Agitationsbroschüre der SPD.

Bericht vom 2. Kongreß der werktätigen Frauen (KPD.). Berlin, Internat. Arbeilerverlag.
C. Freund, Altersheime und Wohnungen für berufstätige Frauen. Reichsverband deutscher Hausfrauen¬

vereine, Berlin.

Die Bücherei der Frau, Ein liierarischer Ratgeber. Ausgabe 1930/31. Gotha, L. Klotz. Zusammenstellung
von Buchkritiken unter Mitarbeit bürgerlicher Frauenvereine.

L. Brieger, Das Frauengesicht der Gegenwart. Stuttgart, F. Enke. Photographien, die den Typus der

Epoche darstellen wollen.

N. Bogdanow, Das erste Mädel. Berlin, Verlag der Jugendinternationale. Roman aus den jungkom¬
munistischen Kreisen Sowjet Rußlands
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